
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 1. Dezember 2009 

 
 Nr. 2009/2215   
 KR.Nr. K 191/2009 (STK) 

Kleine Anfrage Markus Knellwolf (glp, Obergerlafingen): Praxis bei der Formulierung 
von Abstimmungstexten auf den Stimmzetteln (04.11.09);  
Stellungnahme des Regierungsrates 
  

1. Vorstosstext 
 
Am 27. September 2009 wurde im Kanton Solothurn über die Vorlage zur Ökologisierung der 
Motorfahrzeugsteuer abgestimmt. Die Formulierung auf dem Stimmzettel war aufgrund einer 
angefügten Klammerbemerkung höchst irreführend. Die Klammerbemerkung suggerierte ein 
gegenteiliges Verständnis der Abstimmungsfrage. Solche Formulierungen bergen das Risiko, 
dass die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger den Stimmzettel falsch verstehen und entgegen 
ihrem eigentlichen Willen abstimmen.  
 
Die Formulierung auf dem oben genannten Stimmzettel lautete wie folgt: 
Wollen Sie die Verordnung über die Erhebung der Steuern für Motorfahrzeuge (Referen-
dum gegen die Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer) annehmen? 
 
Ich habe folgende Fragen an den Regierungsrat: 
1. Welche Amtsstelle formuliert die Abstimmungszettel? 
2. Gibt es innerhalb dieser Amtsstelle einen Kontrollmechanismus / ein Lektorat, bevor die Zet-

tel gedruckt und versandt werden? 
3. Was wird in Zukunft unternommen, um solch irreführenden Formulierungen zu verhindern? 
4. Welche Rekursmöglichkeiten (Antrag auf Umformulierung bzw. Anfechtung des Abstim-

mungsresultates) stehen im Falle unklarer Formulierungen der Bürgerin und dem Bürger 
sowie den politischen Parteien zur Verfügung? 

 

2. Begründung (Vorstosstext) 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Der Stimmzettel enthält jeweils den Titel des Erlasses, über welchen abgestimmt wird. Der 
Kantonsratsbeschluss, gegen welchen das Referendum ergriffen wurde, lautete wie folgt: 
‚Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer durch Einführung eines Bonus-Malus-Systems für 
Personenwagen: Verordnung über die Erhebung der Steuern für Motorfahrzeuge‘. Aus  
Gründen der Verständlichkeit konnte dieser Titel weder für die Abstimmungszeitung noch  
für den Stimmzettel verwendet werden. Er musste deshalb gekürzt werden. Dabei wurde die 
erwähnte Klammerbemerkung angefügt, welche in der Abstimmungszeitung auf das ergriffene 
Referendum hinweisen sollte, auf dem Stimmzettel jedoch – ohne Lektüre der Abstimmungs-
zeitung – zu Missverständnissen Anlass geben konnte. 
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Zu Fragen 1 und 2:  
Das Manuskript für den Stimmzettel wird von der Staatskanzlei vorbereitet. Bevor die Stimm-
zettel gedruckt und versandt werden, wird der Abzug kontrolliert und das ‚Gut zum Druck‘ 
eingeholt. 

Zu Frage 3:  
Um allfällige Missverständnisse künftig zu vermeiden, ist darauf zu achten, dass die Titel der 
Erlasse bereits in den Beschlussesentwürfen kurz, klar und verständlich formuliert werden. Bei 
Referendumsabstimmungen ist in der Abstimmungszeitung und auf dem Stimmzettel nur der 
Titel des Kantonsratsbeschlusses aufzuführen.  

Zu Frage 4:  
Bei kantonalen Abstimmungen kann Abstimmungsbeschwerde beim Verwaltungsgericht innert 
drei Tagen seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes erhoben werden (§ 157 ff. GpR). Bei der 
Beurteilung der Beschwerde ist entscheidend, ob der Wille der Stimmbürger durch eine 
unrichtige Fragestellung auf dem Stimmzettel verfälscht wurde. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtes ist den Stimmberechtigten zuzumuten, dass sie sich anhand der Abstimmungs-
botschaft genauer über die Tragweite der Vorlage informieren (BGE 121 I 1). In der Ab- 
stimmungszeitung war klar ersichtlich, dass über den Erlass und nicht über das Referendum 
abgestimmt wird. Eine Beschwerde hätte deshalb kaum Aussicht auf Erfolg gehabt. 
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